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I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma, Sitz, Geschäftsjahr und Dauer 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma „GK Software AG“. 

(2) Sie hat ihren Sitz in 08261 Schöneck. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(4) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung und Herstellung sowie der Ver-
trieb und Handel mit Soft- und Hardware.  

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die unmittel-
bar oder mittelbar geeignet sind, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen. Sie 
ist insbesondere berechtigt, im In- und Ausland Zweigniederlassungen zu errichten, 
sowie andere Unternehmen im In- und Ausland zu gründen, zu erwerben und sich an 
ihnen zu beteiligen. 

 

§ 3 Bekanntmachungen 

(1) Die Gesellschaft veröffentlicht ihre Bekanntmachungen im elektronischen Bundes-
anzeiger. 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, ihren Aktionären mit deren Zustimmung Informatio-
nen im Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. Der angemessene Zeitraum für 
einen Widerspruch nach § 30b Absatz 3 Nr. 1 d) WpHG beträgt einen Monat. 
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II. Grundkapital und Aktien 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals, Aktienurkunden 

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 1.790.000  
(in Worten: EURO eine Million siebenhundertneunzigtausend). 

(2) Es ist eingeteilt in 1.790.000 (in Worten: eine Million siebenhundertneunzigtausend) 
Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) mit einem anteiligen Betrag am Grund-
kapital von je EUR 1,00 je Aktie. 

(3) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

(4) Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden und etwaiger Gewinnanteil- und Er-
neuerungsscheine bestimmt der Vorstand im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat. 

(5) Die Gesellschaft ist berechtigt, einzelne Aktien in Aktienurkunden zusammenzufas-
sen, die mehrere Aktien verbriefen (Globalaktien, Globalurkunden). Der Anspruch des 
Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils sowie etwaiger Gewinnanteil- und Erneue-
rungsscheine ist ausgeschlossen. 

(6) Bei der Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnberechtigung im Hinblick auf die 
neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 Satz 3 AktG bestimmt werden. 

 

§ 4 a (bedingte Kapitalerhöhung) 

(1) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 4.588 (in Worten: EURO viertausendfünfhun-
dertachtundachtzig) durch Ausgabe von neuen auf den Inhaber lautenden Stammak-
tien ohne Nennbetrag (Stückaktien) bedingt erhöht (bedingtes Kapital). 

(2) Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktien-
optionen an Führungskräfte und  Mitarbeiter der Gesellschaft und ihrer verbundenen 
Unternehmen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 15. Mai 
2008, die Bestandteil des bedingten Kapitals ist, im Rahmen des Aktienoptions-
programms 2008 in der Zeit vom 15. Mai 2008 bis zum 14. Mai 2013 von der Gesell-
schaft ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, wie die Inhaber von Aktienoptionen, die im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 
2008 ausgegeben werden, von ihren Bezugsrechten Gebrauch machen. Die Ausgabe 
der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der Ermächtigung vom 15. Mai 2008 
festgelegten Ausübungspreis. Die aufgrund der Bezugsrechte ausgegebenen neuen 
Aktien sind für das gesamte Geschäftsjahr, in dem die Ausübung des Bezugsrechts 
wirksam wird, dividendenberechtigt. 
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(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

(4) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4b der Satzung nach einer  
Erhöhung des bedingten Kapitals gemäß § 218 AktG anzupassen. 

 

§ 4 b (genehmigtes Kapital) 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital 
der Gesellschaft in der Zeit vom 15. Mai 2008 bis zum 14. Mai 2013 einmalig oder 
mehrmals um insgesamt bis zu EUR 625.000 (in Worten: EURO sechshundertfünfund-
zwanzigtausend) durch Ausgabe von bis zu Stück 625.000 (in Worten: sechshundert-
fünfundzwanzigtausend) neuen auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbe-
trag (Stückaktien) gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes 
Kapital).  

(2) Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Das gesetzliche 
Bezugsrecht kann auch in der Weise gewährt werden, indem die neuen Aktien von 
einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionä-
ren mittelbar im Sinne von § 186 Absatz 5 AktG zum Bezug anzubieten. Der Vorstand 
ist jedoch ermächtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des genehmigten 
Kapitals auszuschließen, 

(I) um Spitzenbeträge auszugleichen; 

(II) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere – aber ohne 
Beschränkung hierauf – zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmenstei-
len und Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegen-
ständen; 

(III) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu einem Betrag von insge-
samt EUR 70.000 (in Worten: EURO siebzigtausend) zum Zweck der Erfül-
lung der der ICF Kursmakler AG im Rahmen der Börseneinführung der Ak-
tien der Gesellschaft gewährten Green-shoe-Option; 

(IV) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausge-
gebenen neuen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals ins-
gesamt 10% des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung, und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs 
der bereits an der Börse gehandelten Aktien gleicher Gattung und Ausstat-
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tung im Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht 
wesentlich im Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
unterschreitet. Auf die Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind Ak-
tien anzurechnen, die zur Bedienung von Options- oder Wandelschuldver-
schreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrecht aus-
gegeben wurden oder auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibun-
gen in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktienge-
setz unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Auf die 
Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind ferner diejenigen eigenen 
Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit des ge-
nehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ge-
mäß §§ 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG veräußert 
werden; 

(V) um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer und Pensionäre der Gesellschaft 
und mit ihr verbundener Unternehmen zu begeben.  

(3) Über den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe 
entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. 

(4) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung der Gesellschaft nach 
Durchführung der Kapitalerhöhung oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist ohne Er-
höhung anzupassen. 

 

III. Vorstand 

§ 5 Zusammensetzung 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus mindestens zwei Personen. Die Zahl der 
Mitglieder wird durch den Aufsichtsrat festgelegt.  

(2) Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstands er-
nennen und ein weiteres Mitglied zum stellvertretenden Vorsitzenden.  

(3) Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden, die in einer bei der 
Bestellung festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Vor-
standsmitglieder treten. Diese haben in Bezug auf die Vertretung der Gesellschaft nach 
außen dieselben Rechte wie die ordentlichen Mitglieder des Vorstands. 

(4) Mit den Mitgliedern des Vorstands sind schriftliche Dienstverträge abzuschließen. 
Der Aufsichtsrat kann den Abschluss, die Änderung und die Kündigung der Dienstver-
träge einem Aufsichtsratsausschuss übertragen. 
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§ 6 Geschäftsführung, Vertretung 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der 
Gesetze, der Satzung, der Geschäftsordnung für den Vorstand und des Geschäftsver-
teilungsplans zu führen. 

(2) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit der an der 
Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst, soweit das Gesetz 
nicht zwingend Einstimmigkeit vorschreibt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag, wenn der Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern be-
steht. Beschlüsse können auch telefonisch, schriftlich im Umlaufverfahren, per Telefax 
oder mit Hilfe anderer moderner Kommunikationsmittel (z.B. E-mail) gefasst werden, 
wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht. 

(3) Die Gesellschaft wird durch jeweils zwei Vorstandsmitglieder oder ein Vorstands-
mitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat kann be-
stimmen, dass alle oder einzelne Vorstandsmitglieder einzelvertretungsberechtigt sind 
und/oder Rechtsgeschäfte zugleich als Vertreter eines Dritten vornehmen können (§ 
181 2. Alt. BGB). 

(4) Der Vorstand legt mit Zustimmung des Aufsichtsrates die Verantwortungsbereiche 
der Vorstandsmitglieder fest (Geschäftsverteilungsplan). Darüber hinaus erlässt der 
Aufsichtsrat für den Vorstand eine Geschäftsordnung. Der Aufsichtsrat kann die Ge-
schäftsordnung jederzeit ändern. Er kann seine Zustimmung allgemein oder im Einzel-
fall erteilen.  

(5) Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäften, insbe-
sondere solche, die die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage der Gesellschaft oder 
Risikoexposition der Gesellschaft grundlegend verändern und die Gründung, die Auflö-
sung, den Erwerb oder die Veräußerung von Unternehmensbeteiligung ab einer vom 
Aufsichtsrat in der Geschäftsordnung festzulegenden Grenze seiner Zustimmung be-
dürfen. Der Aufsichtsrat kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis 
von Geschäften allgemein oder für den Fall, dass einzelne Geschäfte bestimmten Be-
dingungen genügen, im Voraus erteilen. 
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IV. Aufsichtsrat 

§ 7 Zusammensetzung, Amtsdauer 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Dem Aufsichtsrat sollen nicht mehr 
als zwei ehemalige Mitglieder des Vorstands angehören. 

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden, sofern die Hauptversammlung keine kürzere 
Amtszeit bestimmt, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die 
über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit be-
schließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die 
Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt 
für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. Eine Wiederwahl ist statt-
haft, auch mehrfach. 

(3) Es können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei der Wahl festgelegten 
Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder treten. Es 
kann auch bestimmt werden, dass ein bestimmtes Ersatzmitglied nur ein oder mehrere 
bestimmte vorzeitig ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder ersetzen soll. Das Amt des 
Ersatzmitglieds erlischt mit Beendigung der nächsten Hauptversammlung, in der ein 
neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit 
des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds.  

(5) Jedes Mitglied und Ersatzmitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder den Vorsitzenden des Vorstands zu richten-
de schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen. 
Eine Amtsniederlegung  aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 

 

§ 8 Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt jeweils im Anschluss an seine Neuwahl, in einer ohne be-
sondere Einladung stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und 
einen Stellvertreter. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, 
soweit bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, der Amtszeit als Mit-
glied des Aufsichtsrats.  

(2) Scheidet der Vorsitzende oder der Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat 
der Aufsichtsrat unverzüglich einen Nachfolger für die restliche Amtszeit des Ausge-
schiedenen zu wählen. 



- 7 - 

 

 

(3) Willenserklärungen des Aufsichtsrates und etwaiger Ausschüsse werden namens 
des Aufsichtsrates durch seinen Vorsitzenden, im Verhinderungsfall durch dessen 
Stellvertreter abgegeben. Nur der Aufsichtsratsvorsitzende und im Falle seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter ist ermächtigt, an den Aufsichtsrat gerichtete Willenserklä-
rungen entgegen zunehmen.  

 

§ 9 Aufgaben und Befugnisse; innere Ordnung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat die ihm durch Gesetz, Satzung und Geschäftsordnung zuge-
wiesenen Rechte und Pflichten.  

(2) Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften 
und der Bestimmungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung. 

(3) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und deren Aufgaben und 
Befugnisse festsetzen. 

(4) Der Aufsichtsrat und die Ausschüsse können sich bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben der Unterstützung sachverständiger Personen bedienen. Sie können zu ihren 
Sitzungen Sachverständige und Auskunftspersonen hinzuziehen. 

(5) Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung betreffen, 
zu beschließen. 

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Berichte und vertrauliche 
Beratungen sowie Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, 
Stillschweigen zu bewahren und zwar auch über die Beendigung des Amtes als Auf-
sichtsratsmitglied hinaus. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Ver-
schwiegenheit über erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen ver-
pflichtet. Bei Ablauf des Mandats sind alle vertraulichen Unterlagen an den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats zurückzugeben.  

(7) Beabsichtigt ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen, insbesondere über Inhalt 
und den Verlauf von Aufsichtsratssitzungen sowie über den Inhalt von Aufsichtsratsvor-
lagen und -beschlüssen an Dritte weiterzugeben, so hat er dies zuvor dem Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats unter Bekanntgabe der Personen, an die die Information erfolgen 
soll, mitzuteilen und die schriftliche Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
oder, sofern dieser die Angelegenheit dem Gesamtaufsichtsrat vorlegen will, des Auf-
sichtsrats einzuholen. Bis zur Entscheidung des Vorsitzenden bzw. der Beschlussfas-
sung durch den Aufsichtsrat hat das betreffende Aufsichtsratsmitglied über die ihm 
durch sein Amt bekannt gewordenen, geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen Still-
schweigen zu bewahren. 
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(8) Die Mitglieder des Aufsichtsrats stellen sicher, dass die von ihnen eingeschalteten 
Mitarbeiter die Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhalten.  

 

§10 Sitzungen und Beschlussfassung 

(1) Der Aufsichtsrat soll einmal im Kalendervierteljahr und muss mindestens zweimal 
im Kalenderhalbjahr zusammentreten. Der Aufsichtsrat ist ferner zu einer Sitzung ein-
zuberufen, wenn eine geschäftliche Veranlassung dazu vorliegt. 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden unter Angabe des 
Ortes und der Zeit der Sitzung, der Gegenstände der Tagesordnung und etwaiger Be-
schlussvorschläge mit einer Frist von zwei Wochen schriftlich einberufen. Bei der Be-
rechnung der Frist werden der Tag, an dem die Einladung abgesendet wird, und der 
Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die 
Frist angemessen abkürzen und die Sitzung auch mündlich, fernmündlich, per Telefax 
oder durch andere moderne Kommunikationsmittel (z.B. per E-Mail) einberufen. Sofern 
sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrats an der Sitzung teilnehmen, kann ein Mangel der 
Einladung nicht geltend gemacht werden. 

(3) Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der nicht mit der 
Einberufung mitgeteilt wurde, ist nur zulässig, wenn kein anwesendes Mitglied des 
Aufsichtsrats widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen 
Fall Gelegenheit zu geben, der Beschlussfassung innerhalb einer vom Vorsitzenden zu 
bestimmenden angemessenen Frist nachträglich zu widersprechen oder ihre Stimme 
schriftlich abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Mit-
glied innerhalb der Frist widersprochen hat.  

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder an der Beschlussfas-
sung teilnehmen. Abwesende Mitglieder können auch dadurch an der Beschlussfas-
sung teilnehmen, indem sie durch anwesende Aufsichtsratsmitglieder schriftliche (§ 
126 BGB) Stimmabgaben überreichen lassen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der 
Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält.  

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden grundsätzlich in Präsenzsitzungen gefasst. 
Sitzungen des Aufsichtsrates können auch in Form einer Videokonferenz oder Tele-
fonkonferenz abgehalten werden oder einzelne Aufsichtsratsmitglieder können im We-
ge der Videoübertragung oder telefonisch zugeschaltet werden, sofern sich alle Teil-
nehmer während der Sitzung jederzeit hören können und sie gelten bei jeder Sitzung, 
an der sie in dieser Weise teilnehmen, als persönlich anwesend. 

(6) Auf Anordnung des Aufsichtsratsvorsitzenden können Beschlüsse des Aufsichtsrats 
auch ohne Einberufung oder Abhaltung einer Aufsichtsratssitzung telefonisch, im Um-
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laufverfahren schriftlich oder per Telefax oder mit Hilfe anderer moderner Kommunika-
tionsmittel (z.B. per E-mail) gefasst werden, wenn kein Mitglied diesem Verfahren in-
nerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist widerspricht. Über 
die Form der Beschlussfassung entscheidet jeweils der Vorsitzende. Solche Beschlüs-
se werden vom Vorsitzenden festgestellt und allen Mitgliedern des Aufsichtsrats schrift-
lich zugeleitet. Bei der Feststellung des Jahresabschlusses sowie bei der Festlegung 
der Geschäftsordnung für den Vorstand ist eine Beschlussfassung außerhalb einer 
Präsenzsitzung nicht zulässig.  

(7) Die Mitglieder des Vorstands können an den Sitzungen des Aufsichtsrats mit bera-
tender Stimme teilnehmen. Der Aufsichtsratsvorsitzende oder der Aufsichtsrat soll bei 
Bedarf die Teilnahme von Vorstandsmitgliedern ausschließen. Über die Teilnahme 
anderer Personen entscheidet der Vorsitzende des Aufsichtsrats im Rahmen von § 109 
AktG. 

(8) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. Bei der Feststellung des 
Abstimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezählt. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden der Sitzung den Ausschlag. Dies gilt auch 
bei Wahlen. 

(9) Über die Sitzungen des Aufsichtsrates ist jeweils eine Niederschrift anzufertigen, 
die von dem Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. Bei Beschlussfassungen 
außerhalb von Sitzungen ist die Niederschrift vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu 
unterzeichnen und unverzüglich allen Mitgliedern zuzuleiten. 

 

§ 11 Vergütung 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhält für seine Tätigkeit eine feste jährliche Ver-
gütung in Höhe von TEUR 10. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das Doppelte, 
sein Stellverteter das Eineinhalbfache. Die Regelung gemäß Satz 1 gilt erstmals für 
das Geschäftsjahr, in dem die Satzungsänderung eingetragen wird.  

(2) Die Vergütung ist zahlbar nach Ablauf eines Geschäftsjahres am Tage nach der 
Hauptversammlung, in der über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates Be-
schluss gefasst wird. 

(3) Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht während eines vollen Geschäfts-
jahres angehört haben, erhalten die Vergütung entsprechend der Anzahl der von Ihnen 
im laufenden Geschäftsjahr ab ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat besuchten Sitzun-
gen des Aufsichtsrats. 
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(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten gegen Nachweis alle angemessenen 
Auslagen ersetzt. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ferner die auf ihrer Vergü-
tung und den Ersatz von Auslagen entfallende Umsatzsteuer erstattet.  

(5) Die Gesellschaft kann im eigenen Interesse eine angemessene Vermögensscha-
den-Haftpflichtversicherung für ihre Organe und Leitungsverantwortlichen unterhalten, 
soweit dies zu wirtschaftlich vertretbaren Konditionen möglich ist, in die auch die 
Aufsichtratsmitglieder einbezogen und auf Kosten der Gesellschaft mitversichert wer-
den können. 

 

V. Hauptversammlung 

§ 12 Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer Niederlas-
sung der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt.  

(2) Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines 
jeden Geschäftsjahres statt. Sie beschließt insbesondere über die Verwendung des 
Bilanzgewinns, über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichts-
rats, über die Wahl des Abschlussprüfers, über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
und, in den gesetzlich vorgesehenen Fällen, über die Feststellung des Jahresab-
schlusses. 

(3) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorge-
schriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. Die Einberufung erfolgt durch 
Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger. 

(4) Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig Tage vor dem Tage der Versamm-
lung einzuberufen. Der Tag der Versammlung und der Tag der Einberufung sind nicht 
mitzurechnen. Die Einberufungsfrist nach Satz 1 verlängert sich um die Tage der An-
meldefrist gemäß § 13 Abs. 1 der Satzung. 
 
(5) Der Vorstand wird ermächtigt, zu entscheiden, ob Aktionäre an der Hauptversamm-
lung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilneh-
men und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektroni-
scher Kommunikation ausüben können. Der Vorstand wird auch ermächtigt, Bestim-
mungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach 
Satz 1 zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
gemacht. 

(6) Der Vorstand wird ermächtigt zu entscheiden, ob Aktionäre ihre Stimmen ohne an 
der Hauptversammlung teilzunehmen schriftlich oder im Wege elektronischer Kommu-
nikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand wird auch ermächtigt, Bestimmun-
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gen zum Verfahren der Stimmabgabe im Sinne des Satz 1 zu treffen. Diese werden mit 
der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

(7) Der Vorstand wird ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertra-
gung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulas-
sen.  

(8) Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals errei-
chen, sind berechtigt, die Einberufung einer Hauptversammlung schriftlich unter Anga-
be des Zwecks und der Gründe zu verlangen, soweit die weiteren gesetzlichen Vo-
raussetzungen für ein solches Verlangen erfüllt sind. In gleicher Weise können Aktio-
näre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den antei-
ligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-
gesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden, soweit die weiteren gesetzlichen 
Voraussetzungen für ein solches Verlangen erfüllt sind. 

(9) Auf die Auslage von hauptversammlungsrelevanten Unterlagen kann verzichtet 
werden, wenn die Unterlagen für denselben Zeitraum über die Internetseite der Gesell-
schaft zugänglich sind. 

 

§ 13 Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimm-
rechtes 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden. Die 
Anmeldung muss in Textform (§ 126 b BGB) in deutscher oder englischer Sprache 
abgefasst sein und der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen. Der Tag des Zu-
gangs der Anmeldung und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen, 
das heißt, dass zwischen dem Tag des Zugangs der Anmeldung und dem Tag der 
Hauptversammlung sechs Tage frei bleiben müssen. Der Vorstand kann in der Einla-
dung zur Hauptversammlung eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist bestimmen. 
Die Einzelheiten der Anmeldung werden zusammen mit der Einberufung der Hauptver-
sammlung bekannt gemacht. 

(2) Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Hierzu reicht 
ein in Textform (§ 126 b BGB) in deutscher oder englischer Sprache abgefasster be-
sonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut aus, welcher 
sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Versammlung beziehen muss. Der Nach-
weis muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen. Der Tag des Zugangs des 
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Nachweises und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen, das heißt, 
dass zwischen dem Tag des Zugangs des Nachweises und dem Tag der Hauptver-
sammlung sechs Tage frei bleiben müssen. Der Vorstand kann in der Einladung zur 
Hauptversammlung eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist bestimmen. Die Ein-
zelheiten des Nachweises werden zusammen mit der Einberufung der Hauptversamm-
lung bekannt gemacht. 

(3) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Ertei-
lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126 b BGB). Die Einzelheiten für die Ertei-
lung dieser Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesell-
schaft werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht, in der 
auch eine Erleichterung bestimmt werden kann. § 135 des Aktiengesetzes bleibt unbe-
rührt. 

(4) Die Gesellschaft kann einen oder mehrere Stimmrechtsvertreter für die Ausübung 
der Stimmrechte von Aktionären nach deren Weisung benennen. Die Erteilung der 
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung an einen Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126 b BGB). Die Einzelheiten 
für die Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis der Bevollmächti-
gung, werden zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt ge-
macht, in der auch eine Erleichterung bestimmt werden kann. Die Wahrnehmung der 
Vollmacht durch einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ist ausge-
schlossen, wenn ihr keine Einzelweisung zugrunde liegt. 

(5) Fällt das Ende einer Frist oder ein Termin, die oder der von der Hauptversammlung 
zurückberechnet wird, auf einen Sonntag, einen Sonnabend oder einen Feiertag, 
kommt eine Verlegung auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 
nicht in Betracht. Die Fristenregelungen der §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 

(6) Der Anspruch des Aktionärs nach § 128 Abs. 1 Satz 1 AktG auf Übermittlung der 
Mitteilung nach § 125 Abs. 1 AktG ist auf den Weg elektronischer Kommunikation be-
schränkt. Gleiches gilt, soweit die Voraussetzungen des § 30b Abs. 3 Nr. 1 lit. d) 
WpHG erfüllt sind, für die Übermittlung von Mitteilungen durch die Gesellschaft nach § 
125 Abs. 2 AktG. Der Vorstand ist ermächtigt, Mitteilungen in Papierform zu übermit-
teln und kann auch die Kreditinstitute zu einer Übermittlung in Papierform ermächtigen. 
Soweit der Vorstand eine Übermittlung in Papierform zulässt, ist dies mit der Einberu-
fung zur Hauptversammlung bekanntzumachen. 
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§ 14 Vorsitz in der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 
ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied. Übernimmt 
kein Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz, so eröffnet der Vorsitzende des Vorstands die 
Hauptversammlung und lässt den Versammlungsleiter durch diese wählen. 

(2) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände und der 
Abstimmungen. Er bestimmt die Form, das Verfahren und die weiteren Einzelheiten 
der Abstimmung und kann auch festlegen, dass mehrere Abstimmungen in einem 
Sammelgang zusammengefasst werden. 

(3) Der Vorsitzende ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 
angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptver-
sammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für den 
ganzen Hauptversammlungsverlauf, für die Aussprache zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten  sowie für einzelne Rede- oder Fragebeiträge festzulegen. Soweit dies für eine 
ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist, kann der Ver-
sammlungsleiter darüber hinaus den Schluss der Debatte anordnen.  

 

§ 15 Beschlussfassung 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme in der Hauptversammlung. 

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung zwingend eine 
größere Mehrheit vorschreiben. Soweit das Aktiengesetz außerdem zur Beschlussfas-
sung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vor-
schreibt, genügt, soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit des vertre-
tenen Grundkapitals. 

(3) Wird bei Wahlen im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht, 
findet eine Wahl unter den Personen statt, denen die beiden höchsten Stimmenzahlen 
zugefallen sind. Bei der engeren Wahl entscheidet die höchste Stimmenzahl, bei 
Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden der Hauptversammlung zu ziehende 
Los. 
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VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 16 Jahresabschluss 

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Fristen den Jahresab-
schluss sowie den Lagebericht und, sofern hierzu eine Verpflichtung besteht, den Kon-
zernabschluss und den Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzu-
stellen und unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat und dem Abschluss-
prüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag über die 
Verwendung des Bilanzgewinnes vorzulegen, den er der Hauptversammlung machen 
will.  

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für 
die Verwendung des Bilanzgewinns sowie gegebenenfalls den Konzernabschluss und 
Konzernlagebericht innerhalb eines Monats nach deren Vorlage zu prüfen und über 
das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Der 
Aufsichtsrat hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die gemäß Abs. 
1 vorzulegenden Unterlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Am Schluss 
seines Berichts hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten 
Jahresabschluss und gegebenenfalls den Konzernabschluss billigt. Billigt er nach Prü-
fung den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt, sofern nicht Vorstand und Auf-
sichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung 
zu überlassen.  

(3) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung hat 
der Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen. 

 

§17 Gewinnverwendung 

(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festge-
stellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann weitere Beträge in Ge-
winnrücklagen einstellen oder als Gewinn vortragen oder eine andere Verwendung 
beschließen 

(2) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Beträge 
bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. Sie sind 
darüber hinaus ermächtigt, bis zu einer weiteren Hälfte des Jahresüberschusses Be-
träge in andere  Gewinnrücklagen einzustellen, solange die anderen Gewinnrücklagen 
die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen und soweit sie nach der Einstellung die 
Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen werden. 
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(3) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so können Beträge bis zur 
Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen eingestellt werden. 

(4) Bei der Berechnung des gemäß Abs. 2 und 3 in die anderen Gewinnrücklagen ein-
zustellenden Teils des Jahresüberschusses sind vorab Beträge, die in die gesetzliche 
Rücklage einzustellen sind, und ein Verlustvortrag vom Jahresüberschuss abzuziehen. 

 

VII. Sonstige Bestimmungen 

§ 18 Sacheinlagen bei Umwandlung und Umwandlungskosten 

(1) Die Gesellschaft ist durch formwechselnde Umwandlung der G&K Datensysteme 
GmbH mit Sitz in Schöneck in eine Aktiengesellschaft entstanden, wodurch das 
Grundkapital der Gesellschaft erbracht wird (Fortführung des bisherigen § 4 Abs. 3). 

(2) Die Gesellschaft trägt die Kosten des Formwechsels (Notar- und Gerichtskosten, 
die Veröffentlichungskosten, Kosten der Rechts- und Steuerberatung einschließlich 
Kosten der Gründungsprüfung, Kosten der Gesellschafterversammlung) bis zur Höhe 
von DM 12.000,-- (Fortführung des bisherigen § 15 Abs. 2). 

 
 

 

 


